
RECHTSPRECHUNG 

Zwei neue Entscheidungen in Kriegsopf erentschädigungsverf ahren 

Entscheidungen des Distriktgerichtes Toyama vom 24. 7 .1996 und des Distriktgerichtes 
Tokyo vom 9.9.19961 

Übersetzt und kommentiert von Petra Schmidt 

Seit 1990 wurden nicht weniger als 25 Entschädigungsklagen durch sogenannte ehemalige 
Trostfrauen2, Zwangsarbeiter, Militärangehörige oder Kriegsgefangene bei japanischen 
Gerichten eingereicht. 

Übersicht über die wichtigsten Entschädigungsverfahren vor japanischen Gerichten: 

Kläger 

Südkorea: Sachalin­
Koreaner 

Südkorea: Trostfrauen 

Südkorea: Trostfrauen, 
Militärangehörige 

Südkorea: Trostfrauen, 
Frauenfreiwillige 

Südkorea: 
Militärangehörige, 
Deportation 

Südkorea: 
Militärangehörige, 
Deportation 

Südkorea: 
Militärangehörige, 
Deportation 
Südkorea: Deportation 

Südkorea: Deportation 

Streitgegenstand, Forderungen 

21 nach dem Kriege auf Sachalin zurückgelassene 
ehemalige koreanische Zwangsarbeiter und ihre 
Familien in Korea verlangen jeweils i 10 Millionen 
für Deportation und Zurücklassen 
Eine in Japan lebende ehemalige Trostfrau verlangt 
Entschuldigung vor dem Japanischen Parlament sowie 
nicht spezifizierte substantielle Entschädigung 
32 ehemalige Militärangehörige bzw. Hinterbliebene 
sowie drei Trostfrauen verlangen je i 20 Millionen 
in Entschädigung 3 
Vier Klägerinnen verlangen öffentliche Entschuldigung 
vor dem Japanischen Parlament und den Vereinten 
Nationen für die Annexion Koreas sowie die 
Mobilisierung von Koreanern. Zwei ehemalige 
Trostfrauen fordern je i 110 Millionen, zwei 
Frauenfreiwillige i 33 Millionen Entschädigung 
1.269 ehemalige Militärangehörige bzw. 
Hinterbliebene verlangen i 50 Millionen 
Entschädigung für Hinterbliebene, i 30 Millionen für 
Veteranen4 sowie Entschuldigung gegenüber dem 
koreanischen Volk 
14 ehemalige Militärangehörige bzw. Hinterbliebene 
verlangen die Anerkennung ihrer Berechtigung zum 
Bezug von Sozialrente etc. sowie öffentliche 
Entschuldigung 
24 ehemalige Militärangehörige bzw. Hinterbliebene 
verlangen je i 50 Millionen Entschädigung sowie 
Entschuldigung 
Ein ehemaliger Zwangsarbeiter bei Mitsubishi Heavy 
Jndustries verlangt von der Japanischen Regierung und 
dem Unternehmen rund i 10 Millionen aus unerlaubter 
Handlung sowie Zahlung ausstehenden Gehaltes 
Drei ehemalige Zwangsarbeiterinnen verlangen von 
dem Maschinenproduzenten Fujikoshi Zahlung aus­
stehender Gehälter, Entschädigung für Zwangsarbeit 
zwischen i 50 und 100 Millionen sowie öffentliche 
Entschuldigung 

Klageerhebung, Datum, 
Ort 
August 1990, 
Distrikcgericht Tokyo 

April 1993, 
Distriktgericht Tokyo 

Dezember 1991, 
Distriktgericht Tokyo 

Dezember 1992, 
Distriktgericht 
Yamaguchi, Abt. 
Shimonoseki 

Februar 1992 bis Juli 
1993, Distriktgericht 
Tokyo 

Dezember 1991, 
Distriktgericht Tokyo 

beigetreten zu 
vorstehender Klage im 
Februar 1992 
Juli 1992, Distriktgericht 
Nagasaki 

September 1992, 
Distriktgericht Toyama5 
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Südkorea: Deportation 

Südkorea: Sozialrente 

Südkorea: Sozialrente 

Südkorea: Sozialrenre 

Südkorea: Rente 

Südkorea: Rente 

Südkorea:& 
Kriegsverbrecher der 
Klassen B und C 

Südkorea: 
Ukeshima-rnaru-Fall 

Südkorea: Mord 

Südkorea: Mord 

Südkorea: 
Kolonialherrschaft 

V.R. China: 
Kriegsverbrecher der 
Klassen B und C 
V.R. China: Hanaoka 
Zwischenfall 

V .R. China: Hanaoka 
Zwischenfall 
V.R. China: Trostfrauen, 
Nanjing Massaker etc. 

V.R. China: Giftgas 
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Ein als Anführer eines Streiks mißhandelter 
ehemaliger Zwangsarbeiter bei Nihon Kökan 
Kawasaki verlangt i 10 Millionen Entschädigung 
sowie öffentliche Entschuldigung 
Ein in Japan lebender schwerversehrter ehemaliger 
Militärangehöriger verlangt die Anwendung der 
japanischen Unterstützungsgesetze sowie i 10 
Millionen Entschädigung 
Zwei in Japan lebende schwerversehrte ehemalige 
Militärangehörige verlangen die Aufhebung einer 
Verwaltungsentscheidung über die Abweisung ihrer 
Rentenanträge nach Unterstützungsgesetz 
Ein in Japan lebender schwerversehrter Veteran 
verlangt die Anwendung der japanischen 
Unterstützungsgesetze sowie i 92 Millionen 
Entschädigung 
Ein in Japan lebender schwerversehrter ehemaliger 
freiwilliger Soldat verlangt i 244.3 Millionen 
Entschädigung für die Abweisung seines 
Rentenantrages 
Ein in Japan lebender ehemaliger Soldat, der acht 
Jahre in Sibirien interniert gewesen war, verlangt 
Rente und i 10 Millionen Entschädigung 
Sieben ehemalige Aufseher in Gefangenenlagern, die 
wegen Mißhandlung Alliierter Kriegsgefangener als 
Kriegsverbrecher verurteilt worden waren, verlangen 
Entschädigung zwischen i 9.99 und 50 Millionen 
50 Überlebende und Hinterbliebene des Unterganges 
der Repatriierungsschiffes Ukeshima-maru, verlangen 
insgesamt i 1.9 Milliarden Entschädigung sowie 
Entschuldigung 10 
Sieben Hinterbliebene von Opfern eines Massakers 
durch die Kenpei-Polizei (japanische Gestapo) im 
April 1945 fordern öffentliche Entschuldigung 
sowie Anerkennung der Reparationspflicht 
Drei Hinterbliebene eines unmittelbar nach Kriegsende 
auf Sachalin von der Kenpei-Polizei als angeblicher 
Spion Getöteten, fordern i 90 Millionen 
Entschädigung sowie öffentliche Entschuldigung 
369 Kläger fordern Restitution, Reparation und 
öffentliche Entschuldigung für unerlaubte Handlungen 
während Japans Kolonialherrschaft 
Acht ehemalige Kriegsverbrecher verlangen 
insgesamt i 85 Millionen in Staatsentschädigung 
sowie öffentliche Entschuldigung 
Überlebende des Massakers an chinesischen Zwangs­
arbeitern und Hinterbliebene verlangen von der 
Firma Kajima öffentliche Entschuldigung, Errichtung 
eines Mahnmals sowie je i 5 Millionen 
Entschädigung 
Elf Überlebende und Familien fordern von Kajima je 
i 5,5 Million Entschädigung 
15 Trostfrauen, Opfer des Nanjing-Massakers und der 
Forschung des japanischen Militärs in bakterio­
logischer und chemischer Kriegsführung. 
Hinterbliebene verlangen insg. i 2 Milliarden Entschädigung 
Durch nicht geräumtes Giftgas Geschädigte und 
Hinterbliebene aus Heilongjiang verlangen 
i 200 Millionen Entschädigung 

September 1991, 
Distriktgericht Tokyo 

Januar 1991, 
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August 1991, 
Distriktgericht Tokyo 7 

August 1993, 
Distriktgericht Otsu 

Oktober 1990, 
Distriktgericht Tokyo 

November 1992, 
Distriktgericht Kyoto 

November 1991, 
Distriktgericht Tokyo9 

Mai 1995, 
Distriktgericht Tokyo 

August 1992, 
Distriktgericht Kyoto 

August 1991, 
Distriktgericht Tokyo 

August 1991, 
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Taiwan: 14 ehemalige Militärangehörige bzw. Hinterbliebene 
Militärangehörige verlangen je I 5 Millionen Entschädigung 
Taiwan: Ein ehemaliger taiwanischer Militärangehöriger 
Militärsparguthaben fordert die Zahlung eines Sparguthabens i.H.v. 

I 1.818 unter Zurechnung von Zinsen, 
Preissteigerungsrate 

Hongkong: 17 Kläger fordern die Rückzahlung i.H.d. 200fachen 
Militärwährung Betrages des Nominalwertes und Entschädigung, insg. 

I 760 Millionen 
Philippinen: Trostfrauen 18 Trostfrauen verlangen je I 20 Millionen13 

Distriktgericht Tokyo 
Sonstige: Alliierte Kriegs- Ehemalige Kriegsgefangene und zivile Internierte aus 
gefangene Großbritannien, den USA, Australien und Neuseeland 

August 1977, 
Distriktgericht Tokyoll 
August 1979, 
Distriktgericht Tokyo12 

August 1993, 
Distriktgericht Tokyo 

April 1993, 

25. Januar 1995, 
Distriktgericht Tokyo 
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Der offizielle Standpunkt der Regierung Japans beinhaltet lediglich die Anerkennung einer 
moralischen Verantwortung für die in diesen Verfahren umstrittenen Schäden. Jegliche recht­
liche Verantwortung wird unter Hinweis auf eine umfassende und abschließende Klärung 
aller Reparationsfragen durch multi- und bilaterale Abkommen sowie auf die fehlende 
Subjektsfähigkeit des einzelnen im Völkerrecht negiertl4. 

Betrachtet man außerdem die wenigen bisher gefällten Entscheidungen, wird deutlich, daß 
die japanische Justiz eindeutige rechtliche Beurteilung und klare Entscheidungen über die 
Anerkennung der Forderungen vermeidet. Die extreme Zurückhaltung der Gerichte wurde in 
der Entscheidung des Distriktgerichtes Osaka vom Oktober 1995 deutlich, in der ein Verstoß 
gegen das Gleichheitsgebot des Art. 14 der japanischen Verfassung durch Ausschluß koreani­
scher Veteranen von der Anwendung der Unterstützungsgesetze aufgrund ihrer Staatsangehö­
rigkeit festgestellt, aber kein Entschädigungsanspruch anerkannt wurde. Vielmehr verwiesen 
die Richter auf den politischen Charakter der Problematik und damit die Zuständigkeit des 
Gesetzgebers 15. 

1996 ergingen zwei weitere Entscheidungen im Bereich der Kriegsentschädigungsthema­
tik, die nachfolgend auszugsweise übersetzt und kommentiert werden. Es handelt sich hierbei 
um Gehalts- und Entschädigungsforderungen ehemaliger koreanischer 'Frauenfreiwilliger' 
sowie um die Entschädigungs- bzw. Entschuldigungsforderung ehemaliger koreanischer 
Kriegsverbrecher. 

A. VERJÄHRUNG VON GEHALTS- UND ENTSCHÄDIGUNGSFORDERUNGEN EHEMALIGER 

KOREANISCHER ZWANGSARBEITERINNEN - ENTSCHEIDUNG DES DISTRIKTGERICHTES 

TOYAMA VOM 24.7.1996 

Leitsatz: 

Gehaltsforderungen ehemaliger 'Frauenfreiwilliger' aus Dienstvertrag verjährten nach Ablauf 
eines Jahres ab dem 28. August 1991. Entschädigungs- und Entschuldigungsforderungen 
ehemaliger 'Frauenfreiwilliger' aus unerlaubter Handlung und Völkerrechtsverstoß verjährten 
20 Jahre nach Begehung der schädigenden Handlung. 

Sachverhalt 

Die Klägerinnen sind drei ehemalige koreanische 'Frauenfreiwillige'. Choi Bong Nyon wurde 
1943 im Alter von 14 Jahren, Lee Jong Suk 1944 im Alter von 12 Jahren und Ko Dok Hwan 
1944 im Alter von 22 Jahren als sogenannte 'Frauenfreiwillige' zur Arbeit in der Munitions­
fabrik Fujikoshi in Toyama, Japan, mobilisiert. Die Arbeitsverträge beinhalteten monatliche 
Gehaltszahlung sowie die Schulausbildung der Klägerinnen. 
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Die Klägerinnen arbeiteten bis Kriegsende bei Fujikoshi. Während dieser Zeit wurde 
weder ein Schulbesuch ermöglicht noch Gehalt gezahlt16. Die Klägerinnen erhoben im 
September 1992 Klage gegen Nachi-Fujikoshil?. Sie verlangen die Zahlung von Gehalt i.H.v. 
5.247 Yen, Entschädigung i.H.v. 20 Millionen Yen für völkerrechtswidirge Zwangsarbeit 
sowie eine öffentliche Entschuldigung in koreanischen und japanischen Tageszeituingen l 8. 

Das Gericht wies die Klage ab. Die Klägerinnen legten gegen das Urteil Berufung ein. 

Urteilstenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 
2. Die Kläger tragen die Kosten des Verfahrens 

Strittige Punkte 

1. Verjährung von Gehaltsforderungen 'Frauenfreiwilliger' aus Dienstvertrag 
II. Verjährung der Entschädigungs- und Entschuldigungsforderungen aus unerlaubter Hand­

lung und Verstoß gegen Völkerrecht. 

zu!: 

Dem von den Klägern geschilderten Sachverhalt betreffend die Arbeits- und Lebensverhält­
nisse während ihrer Tätigkeit bei Fujikoshi wurde weitestgehend gefolgt. Die Beklagte hatte 
die Pflicht zur Gehaltszahlung an die Klägerinnen. 

Die Argumentation der Beklagten, die Gehälter seien vollständig an alle Arbeiter und 
Arbeiterinnen oder an eine Treuhand gezahlt worden, konnte nicht bestätigt werden. Gemäß 
Art. 174 ZG19 besteht aber für Gehaltsforderungen eine einjährige Verjährungsfrist, sofern 
das Gehalt nach Monaten oder kürzeren Fristen berechnet wird. Das Gericht stellte die Praxis 
der monatlichen Gehaltszahlung durch Fujikoshi im betreffenden Zeitpunkt fest. 

Das Gerichte datierte als Verjährungsbeginn den 28. August 1991, da die Japanische 
Regierung am 27. August 1991 erklärte, daß durch das 'Abkommen über die Beilegung von 
Problemen betreffend Vermögen und Forderungen sowie die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen Japan und der Republik Korea•20 alle Ansprüche einzelner erloschen seien21. 

zu II: 

Das Gericht nahm nicht Stellung zu den Grundlagen der Forderung der Klägerinnen nach 
Entschädigung und Entschuldigung für unerlaubte Handlung und völkerrechtswidrige 
Zwangsarbeit22. Das Gericht führte lediglich aus, daß, selbst wenn solche Forderungen 
bestanden haben sollten, diese Gegenstand einer zwanzigjährigen Verjährungsfriist (Art. 167 
II ZG) und somit ebenfalls bereits verjährt seien23. 

Kommentar 

1. Historischer Hintergrund 

Die umfangreiche Mobilisierung der männlichen Jugend Japans für den Kriegsdienst entzog 
dem Arbeitsmarkt unentbehrliche Arbeitskräfte. Um diesen Mangel wettzumachen, beschloß 
die Kaiserliche Regierung in Tokyo, den in Japans Kolonie Korea herrschenden Arbeitskräf­
teüberschuß durch die Anwendung des 'Staatsmobilmachungsgesetzes•24 von 1938 sowie eine 
Vielzahl weiterer Gesetze und Verordnungen zu nutzen25. 

Wurden anfangs Arbeitskräfte noch - zumindest nominell - als Freiwillige: mobilisiert 
(boshu), wandte man ab Februar 1942 die Form regierungsoffizieller Vermittlung (kan'assen) 
und in der Endphase des Krieges, ab September 1944, Dienstverpflichtung (chOyo) an26. 
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Insgesamt wurden in Korea rund sechs Millionen Arbeiter eingesetzt. Unter den rund 1,5 
Millionen während des Krieges nach Japan gebrachten koreanischen Arbeitern befand sich 
auch eine unbekannte Zahl von Frauen. Diese wurden hauptsächlich in kriegswichtigen Indu­
strien eingesetzt27. 

Die Arbeit war meist schwer und gefährlich, die tägliche Arbeitszeit in der Regel zwölf 
bis vierzehn Stunden28. Aber nicht nur die extremen Arbeitsbedingunen machten den Korea­
nern das Leben schwer. Schlechte oder fehlende Schul- und Berufsbildung, eine verbreitete 
Diskriminierung, Unterbringung in Konzentrationslager-gleichen Unterkünften bei Bewa­
chung rund um die Uhr, Schikan~!l von oftmals brutalen Aufsehern und unzureichende 
Nahrung und Versorgung, taten ein Ubriges29. 

Die Löhne für die schwere Arbeit waren gering, und lagen zudem meist deutlich unter 
dem bei Mobilisierung vereinbarten Betrag. Von diesem wurden zudem Reisekosten nach 
Japan, Kosten für Unterbringung, Lebensmittel, Arbeitskleidung usw. abgezogen, und der 
verbleibende Restbetrag fast vollständig zwangsweise gespart, vermutlich auch, um die 
Koreaner von einer Flucht abzuhalten30. 

Die insgesamt ausstehenden Löhne übersteigen 50 Millionen Yen. Unter Einbeziehung 
von Inflation und Zinsen ergibt dies eine Summe von heute etwa 290 Milliarden Yen. Hinzu 
kommen mehrere hundert Milliarden Yen in Spargeldern31. 

2. Verjährung von Gehaltsforderungen 

Wie oben ausgeführt, entschied das Gericht, daß im vorliegenden Falle die Gehälter am letz­
ten Tag eines jeden Monats hätten gezahlt werden müssen. Die Verjährung setzt hier nach 
Ablauf eines Jahres ein, sofern vom Gläubiger der Gebrauch seines Rechts erwartet werden 
könne (vgl. Art. 166 ZG). Dies sei erst nach der Erklärung der Japanischen Regierung am 
27. August 1991 über das Erlöschen aller Ansprüche von Einzelpersonen durch Abschluß des 
Vertrages von 1965 der Fall gewesen32. 

3. Verjährung von Schadenersatzansprüchen 

Das Gericht ging offensichtlich nicht der gegenwärtig viel diskutierten Frage der völker­
rechtlichen Subjektsfähigkeit des einzelnen nach. Es vermied eine Stellungnahme hierzu unter 
Hinweis darauf, daß, selbst wenn völkerrechtliche Ansprüche bestünden, diese bereits ver­
jährt seien33. 

Die Bestätigung der schlechten Arbeits- und Lebensbedingungen, der Mobilisierung der 
Klägerinnen durch Täuschung und der nicht erfolgten Gehaltszahlung können als Anerken­
nung von Deportation und Zwangsarbeit gewertet werden34. 

Was die Verjährung für etwaige Ansprüche aus unerlaubter Handlung aus Völkerrecht 
anbetrifft, verweist das Gericht auf die deliktische Verjährungsfrist, die unabhängig vom 
Bewußtein des Geschädigten 20 Jahre seit Begehung der unerlaubten Handlung beträgt (vgl. 
Art. 724 ZG). Im Falle von Lee und Choi war somit die Verjährung dieser Ansprüche Ende 
Juli 1965 eingetreten, im Falle von Ko im November 196535. 

Mangels ausreichender Informationen über die Urteilsgrundlagen soll an dieser Stelle nur 
darauf hingewiesen werden, daß der laut dem Sonderberichterstatter der Menschenrechts­
kommission des Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nationen über das Recht auf 
Restitution, Entschädigung und Rehabilitierung für Opfer schwerer Verletzungen von 
Menschenrechten und Grundfreiheiten, Theo van Boven36, das Völkerrecht keine Verjährung 
für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit kennt. In anderem Zusam­
menhang wies die International Commission of Jurists auf die Möglichkeit der analogen 
Anwendung dieses Prinzips im Falle von Ansprüchen aus unerlaubter Handlung aus Völker­
rechtsverstößen hin, so daß hier die Verjährungsfrist des nationalen japanischen Rechts von 
20 Jahren37 durch Völkerrecht gebrochen werden sollte. In diesem Zusammenhang wurde 
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ebenfalls auf die Möglichkeit des japanischen Gesetzgebers zur Verabschiedung eines Geset­
zes hingewiesen, das die Verjährungsfrage in derartigen Fällen abweichend regeln könnte38. 

B. ZUR ENTSCHÄDIGUNG FÜR KOREANISCHE UND TAIWANISCHE KRIEGSVERBRECHER 

DER KLASSEN "B" UND "C" - ENTSCHEIDUNG DES DISTRIKTGERICHTES TOKYO VOM 

9.9.1996 

Leitsatz 

Es bestehen keine Entschädigungsansprüche ehemaliger koreanischer Kriegsverbrecher aus 
jbri. 

Sachverhalt 

Kläger im vorliegenden Fall sind die in Japan wohnhaften ehemaligen koreanischen Angehö­
rigen der Kaiserlich-Japanischen Streitkräfte, Mun Te Bok, I Jan Ne, Yun Tok Hyon, Kim 
Wan Gun und Mun Je Hen sowie Byon Kuan Su, Sohn des hingerichteten Byon Chon Yun. 

Die Kläger taten als ziviles Personal der Kaiserlich-Japanischen Streitkräfte während des 
Zweiten Weltkrieges Dienst als Aufseher in japanischen Kriegsgefangenenlagem. Die Ein­
satzorte umfaßten unter anderem Thailand, Burma (Myanmar), Malaya (Malaysien und 
Singapur) und Java (Indonesien). 

Nach Kriegsende wurden die Kläger wegen Mißhandlung alliierter Kriegsgefangener vor 
Alliierten Militärtribunalen in Singapur, Batavia und Medan angeklagt. Als Kriegsverbrecher 
der Klassen "B" und "C" wurden in 1946 bzw. 1947, Mun Tae-bok, I Han-ne und Byon 
Chon-yun zum Tode verurteilt. Die Todesurteile für Mun and I wurden in zehn-· bzw. zwan­
zigjährige Freiheitsstrafen gemildert. Byon wurde 1947 in Batavia durch Erschi1eßung hinge­
richtet. Die vier anderen Kläger erhielten zeitige Freiheitsstrafen zwischen zehn und zwanzig 
Jahren, die sie ab Japans Wiedererlangung der Souveränität 1952 im Sugamo Gefängnis in 
Tokyo verbüßten. Die Kläger sind von der Anwendung der japanischen Kriegsopferunterstüt­
zungsgesetze ausgeschlossen39. 

Die Kläger erhoben im November 1991 Klage vor dem Distriktgericht Tokyo. Sie fordern 
Entschädigung i.H.v. insgesamt ~ 135 Millionen basierend auf jbri, ferner Entschädigung 
wegen Nichterfüllung von Dienstverträgen (Art. 623 ZG), sowie eine förmliche Entschuldi­
gung durch die japanische Regierung und akzessorisch die Feststellung der rechtswidrigen 
Unterlassung einer Kriegsentschädigungsgesetzgebung für Nicht-Japaner40. 

Die Kläger stellen das Fehlen nationaler Gesetzesgrundlagen der Kriegsopferentschädi­
gung für Personen mit anderer als der japanischen Staatsangehörigkeit fest. Dies 
widerspreche dem Prinzip von Gleichheit und Gerechtigkeit, da die Kläger als japanische 
Staatsangehörige durch Alliierte Militärtribunale als Kriegsverbrecher verurteilt worden 
waren41. 

Das Gericht wies die Klage ab. 

Urteilstenor 

l . Die Klage wird abgewiesen. 
2. Die Kläger tragen die Kosten des Verfahrens. 

Strittige Punkte 

I. Das Bestehen einer einer Entschädigungs- und Entschuldigungspflicht des japanischen 
Staates aus jbri wegen Abwälzung der Verantwortung für die Kriegsgefangenenpolitik 
des Japanischen Kaiserreiches auf die Kläger. 
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II. Entschädigung wegen Nichterfüllung des Dienstvertrages durch den japanischen Staat. 

zu I.: 
Das Gericht stellte fest, daß die durch den Krieg als einer Ausnahmesituation japanischen 
Bürgern verursachten Schäden von allen Bürgern gleichermaßen getragen werden müssen. 
Entschädigung hierfür sei in der geltenden Verfassung nicht vorgesehen42. Weiterhin bestün­
den rationale Gründe für den Ausschluß der Koreaner von der Anwendung der Unterstüt­
zungsgesetzgebung durch Staatsangehörigkeitsbestimmungen43. Da nicht nur humanitäre 
Beweggründe, sondern auch Aspekte der Staatsentschädigung entscheidend für den Erlaß der 
betreffenden Gesetze gewesen seien, stünde die Kriegsopferentschädigungsgesetzgebung in 
engstem Zusammenhang mit der staatlichen Sozialpolitik, deren Adressaten allein japanische 
Staatsangehörige seien. Aus diesem Grunde könne den Forderungen der Kläger nach Ent­
schädigung aus jori nicht stattgegeben werden44. 

Bezüglich der Forderung der Kläger nach einer Entschuldigung durch den japanischen 
Staat, gebe es keinerlei Anhaltspunkte, daß die Kläger an den Kriegsverbrechen, für die sie 
verurteilt worden waren, unschuldig gewesen waren45. 

zu II: 
Wie auch im vorstehenden 'Fujikoshi-Fall', stellte das Gericht den Eintritt der Verjährung 
von Forderungen aus Dienstvertrag fest. 

Kommentar: 

J. Historischer Hintergrund 

Nach Angaben des Japanischen Wohlfahrtsministeriums waren bis zum Ende des Zweiten 
Weltkrieges insgesamt 116.294 Soldaten und 126.047 zivile Militärbedienstete aus Korea 
rekrutiert worden sowie über 200.000 Militärangehörige aus Taiwan46. 

Im Mai 1942 verabschiedete das Armeeministerium die 'Grundsätze der Behandlung 
Kriegsgefangener•47 und beschloß die Anstellung koreanischen und taiwanischen zivilen 
Militärpersonals als Aufseher in Kriegsgefangenenlagern. Innerhalb eines Monats wurden 
3.223 Koreaner, oftmals mittels Täuschung oder Drohung, für diese Tätigkeit geworben. 
Nach mehrmonatiger strenger Ausbildung wurden die Betreffenden als Aufseher in Lagern in 
Thailand, Malaya und auf Java angestellt48. 

Die Wärter wurden durch den damaligen Armee- und Premierminister Hideki Tojo ange­
wiesen, die Gefangenen striktens zu überwachen und ihre Arbeitskraft 'ohne einen einzigen 
Tag des Müßiggangs zu nutzen•49. Und es war Tojo, der erklärte, ein Kriegsgefangener, der 
nicht arbeite, brauche nicht zu essen50. Die am alleruntersten Ende der japanischen Militär­
hierarchie stehenden koreanischen und taiwanischen Aufseher hatten keinerlei Entscheidungs­
befugnis und waren verpflichtet, allen Befehlen Vorgesetzter bedingungslos Folge zu leisten. 
Als diejenigen Personen mit täglichem engsten Kontakt zu den Gefangenen wurden sie aber 
zu deren Objekt des Hasses und der Verachtung51. 

Nach Kriegsende wurde gegen alle koreanischen und taiwanischen Kriegsgefangenenauf­
seher ermittelt52. Insgesamt wurden 148 Koreaner und 173 Taiwanesen durch Alliierte Mili­
tärtribunale im Asiatisch-Pazifischen Raum als Kriegsverbrecher der Klassen "B" und "C" 
verurtei1t53. 14 Koreaner und 26 Taiwaner wurden zum Tode verurteilt54. Die zu Freiheits­
strafen Verurteilten verbüßten nach der Wiederherstellung der japanischen Souveränität in 
1952 ihre Reststrafen im Sugamo Gefängnis in Tokyo55. 

Eine durch koreanische und taiwanische Sugamo-Insassen im Juni 1952 vor dem Distrikt­
gericht Tokyo eingereichte Klage56, in der die Kläger aus dem Habeas Corpus Gesetz57 ihre 



54 ZEITSCHRIFT FÜR JAPANISCHES RECHT ZJapanR 

Entlassung aufgrund des Verlustes der japanischen Staatsangehörigkeit mit Inkrafttreten des 
Friedensvertrages von San Francisco forderten, wurde im folgenden Juli durch den Obersten 
Gerichtshof abgewiesen58. 

2. Entschädigungspflicht undjori 

Da es kein nationales japanisches Recht betreffend Entschädigung für Kriegsverbrecher gibt 
und die Koreaner von der Anwendung der Unterstützungsgesetze ausgeschlossen sind, berie­
fen sich die Kläger aufjori. 

Die Schwierigkeiten der Definition der japanischen Rechtsquelle jori wurden an anderer 
Stelle bereits ausführlich beschrieben59. Ein tauglicher Definitionsversuch lautet wie folgt: 

"Der Richter muß ... die Entscheidungsnorm so ableiten, daß sie "der vernünftigen Ord­
nung der Dinge" entspricht. Das setzt ... voraus, daß konkretisiert werden muß, was im 
konkreten Falle der 'vernünftigen Ordnung der Dinge' entspricht. Diese Konkretisierung 
kann durch niemand anderen als den Richter erfolgen. Sie ist ein richterlicher Wertungs­
akt. Bei dieser Konkretisierung ist der Richter ... an verschiedene Faktoren gebunden. 

Dabei handelt es sich zunächst um die sich aus der Rechtsordnung ergebenden allge­
meinen Rechtsprinzipien, die unabhängig vom Bestehen einer konkreten gesetzlichen 
Regelung stets Geltung haben. Der Richter ist deshalb vorrangig gehalten, mittels Geset­
zes- und Rechtsanalogie eine passende Norm für die Lücke abzuleiten. Ferner wird sich 
in einer Wertentscheidung auch das gesellschaftliche Wertesystem widerspiegeln, dem er 
sich, wie jeder von der Gesellchaft geprägte Mensch, nicht entziehen kann, das aber auch 
in den allgemeinen Rechtsprinzipien verkörpert ist. Schließlich wird die von ihm für den 
Einzelfall konkretisierte 'vernünftige Ordnung der Dinge' auch wesentlich durch die 
Eigenart des betrachteten Sachverhaltes geprägt. "60 

Es ist nicht deutlich, inwieweit sich das Gericht im vorliegenden Falle mit dieser Problematik 
auseinandergesetzt hat. Die Kläger argumentieren vor allem aus der japanisch-koreanischen 
Geschichte heraus. An 18 Verhandlungstagen wurden die japanische Kolonialpolitik und die 
Behandlung Kriegsgefangener durch das japanische Militär sowie die Verantwortung hierfür 
abgehandelt. Nach Auffassung der Kläger hat Japan bewußt Koreaner und Taiwaner für die 
Tätigkeit in den Gefangenenlagern eingesetzt. Hierfür sowie aufgrund der Bestrafung durch 
die Alliierten für die Ausführung von Befehlen japanischer Vorgesetzter müsse aufgrund von 
j6ri entschädigt werden61. 

a) Schäden durch Krieg als Ausnahmesituation 

Die Kläger stützten ihre Forderungen auf jori als dem Prinzip von Gerechtigkeit und Gleich­
heit62. Das Gericht ließ jedoch die beiden von den Klägern als Grundlagen von jori ange­
führten Punkte Kolonialisierung und Japanisierungspolitik sowie die strukturellen Mängel der 
japanischen Kriegsgefangenenpolitik außer acht. 

Auch in Anbetracht der oben zitierten Definition von j6ri scheinen sich die Richter bei 
ihrer Bewertung vornehmlich auf das 'gesellschaftliche Wertesystem' gestützt zu haben. Die 
Klage wurde unter anderem mit der Begründung abgewiesen, daß ein Krieg eine Ausnahme­
situation sei, in der es um Gedeih und Verderb des Staates gehe. Hierdurch entstandene 
Schäden müßten gleichermaßen durch das ganze Volk getragen werden. Entschädigung hier­
für sei durch die Japanische Verfassung nicht vorgesehen. 

Abgesehen von dem Widerpruch, Koreaner unter dem Sammelbegriff 'japanisches Volk' 
einzuordnen63, drängt sich ein anderer Zweifel auf. Exakt dieselbe Argumentation wurde 
durch den OGH am 26. Juni 1987 in seiner Entscheidung über eine Klage japanischer Bürger 
auf Entschädigung für durch Luftangriffe der Kriegszeit entstandene Schäden benutzt64. 

Mit dieser Begründung sind Entschädigungsforderungen japanischer Zivilisten abgewiesen 
worden65. Während aber selbst hier z.B. was die zivilen Opfer der Schlacht von Okinawa 
anbetrifft, großzügige Ausnahmen hinsichtlich der Auslegung von anspruchsbrechtigten 
'Quasi-Militärbediensteten' getroffen wurden, stuft das Gericht die Kläger als Zivilisten ein. 
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Es besteht aber kein Zweifel, daß diese als ehemalige zivile Militärangehörige (gunzoku) 
keine Zivilisten waren. Dies wird umso deutlicher, wenn man bedenkt, daß japanische 
Soldaten sowie zivile Militärangehörige nach den Unterstützungsgesetzen anspruchberechtigt 
sind. Dies gilt auch für Kriegsverbrecher. 

b) Staatsangehörigkeitsbestimmungen 

Obwohl sich die Kläger nicht gegen die Anwendung von Staatsangehörigkeitbestirnmungen 
wendeten, nahm das Gericht diesen Punkt als Argument, die Klage abzuweisen66. 

Auf den Widerspruch bei dem Ausschluß ehemaliger koreanischer und taiwanischer Mili­
tärangehöriger von der japanischen Gesetzgebung zur Unterstützung von Kriegsopfern wurde 
bereits an anderer Stelle hingewiesen67. Im Falle der Kriegsverbrecher kommt jedoch noch 
eine weitere Besonderheit hinzu. 

Vor und während des Krieges war die Bevölkerung der japanischen Kolonien Korea und 
Taiwan im Zuge der Japanisierungspolitik als Subjekt des Japanischen Kaiserreiches behan­
delt worden. Mit Inkrafttreten des Friedensvertrages von San Francisco68 verloren sie jedoch 
die japanische Staatsangehörigkeit und hierdurch die für eine Anwendung der japanischen 
Gesetzgebung zur Unterstützung von Kriegsopfern notwendige Qualifikation69. 

Alle zu Freiheitsstrafen verurteilten Kriegsverbrecher waren bis 1951 in das Gefängnis 
Sugamo in Tokyo verlegt worden, das zu jenem Zeitpunkt noch dem Supreme Commander of 
the Allied Forces in the Pacific unterstand70. 

Mit Inkrafttreten des Vertrages von San Francisco erlangte Japan seine Souveränität und 
die Zuständigkeit für den Strafvollzug, auch in Sugamo, wieder. Gleichzeitig verloren Korea­
ner und Taiwaner die japanische Staatsangehörigkeit71. 

Zu diesem Zeitpunkt befanden sich insgesamt 729 Kriegsverbrecher in Sugamo, darunter 
29 Koreaner und ein Taiwanern. Deren Klage auf Haftentlassung aufgrund Artikel 11 des 
Friedensvertrages und des Habeas Corpus Gesetzes wurde am 30. Juli 1953 vom OGH mit 
der Begründung abgewiesen, die Kläger seien zum Zeitpunkt der Verurteilung japanische 
Staatsangehörige gewesen und hätten als solche ihre Strafe bis Inkrafttreten des Friedensver­
trages verbüßt. Gemäß Artikel 11 des Vertrages aber habe die Japanische Regierung die 
Pflicht zur Vollstreckung der Strafe. Verlust oder Änderung der Staatsangehörigkeit nach 
Inkrafttreten des Vertrages beeinflußten diese Pflicht nicht 73. 

Bereits unmittelbar nach Wiedererlangung der Souveränität begann eine Bewegung zur 
Entlassung japanischer Kriegsverbrecher. Führende japanische Regierungsmitglieder bekun­
deten ihr Mitgefühl und warben bei den ehemaligen Alliierten um Entlassung74. Und schließ­
lich, so ein japanischer Sozialist Ende 1952, finde die Inhaftierung und Behandlung der 
Kriegsverbrecher nicht des Volkes Zustimmung in Anbetracht der schrecklichen Ereignisse 
der Atombombenabwürfe75. 

Der letzte der Kläger wurde schließlich im Oktober 1956 entlassen. Die Kläger hatten 
zwischen 1.998 und 4.026 Tage in Haft verbracht76. Nach ihrer Entlassung wurde ihnen eine 
Pflicht zur regelmäßigen Vorstellung bei der japanischen Polizei auferlegt. Von dieser Pflicht 
waren japanische Kriegsverbrecher befreit 77. Diese erhielten vielmehr Soldatenpensionen und 
andere Unterstützung. Die koreanischen und taiwanischen Kriegsverbrecher hingegen waren 
von der Anwendung der Unterstützungsgesetze ausgenommen. Da sie in ihrer Heimat als 
Kollaborateure verachtet wurden, konnten sie auch von dort keine Hilfe erwarten78. 

Nach jahrelangen Forderungen erhielt 1957 jeder ehemalige koreanische und taiwanische 
Häftling eine Zahlung von je 50.000 Yen, und weitere 100.000 Yen 1958. Seither wurden 
keinerlei Unterstützungsmaßnahmen für diese Personen getroffen79. 

Nach Abschluß des japanisch-südkoreanischen Vertragspaketes 1965 erklärte die japani­
sche Regierung, alle Anspruchs- und Entschädigungsfragen seien umfassend und abschließend 
geklärt. Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, umfaßte dieses Abkommen aber nicht 
Vermögen, Rechte und Interessen in Japan lebender Koreaner80. 
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c) Koreaner und Taiwaner als 'Sündenböcke'? 

Japan hatte die Genfer Konvention über die Behandlung Kriegsgefangener unterzeichnet, aber 
nicht ratifiziert. Die japanische Regierung hatte allerdings die Alliierten davon in Kenntnis 
gesetzt, daß die relevanten Bestirrunungen angewendet werden würden. Das japanische Mili­
tär ignorierte diese: Bestirrunungen jedoch und setzte alliierte Kriegsgefangene zur Zwangsar­
beit ein81. 

Insgesamt gerieten während des Zweiten Weltkriegs rund 350.000 alliierte Soldaten in 
japanische Kriegsgefangenschaft. Nach Angaben des Tokyoter Kriegsverbrechergerichtshofes 
starben 35. 756 von 132.134 amerikanischen und britischen Gefangenen (27 % ) in Gefangen­
schaft. Sie waren zur Konstruktion von Bahnen, Straßen, Dämmen, Flugfeldern oder zur 
Arbeit in Minen oder der Rüstungsindustrie gezwungen worden. Allein beim Bau der Siam­
Burma Bahn starben mehr als 13.000 alliierte Gefangene. Die Wärter in den Lagern entlang 
dieser Bahn waren meist Koreaner. Die Gefangenen litten unter Unterernährung, dem Fehlen 
jeglicher medizinischer Betreuung, dem tropischen Klima und der Schwerstarbeit82. 

Der Verdacht drängt sich auf, daß Japan die Verantwortung hierfür ganz bewußt auf 
Koreaner und Taiwaner abschob. Im September 1945 erging ein Erlaß durch Armeeminister 
Shitamura, in dem es im Zusammenhang mit der Mißhandlung alliierter Kriegsgefangener 
hieß, es solle erklärt werden, daß die Aufseher in den Lagern keine Japaner, sondern schlecht 
qualifizierte und ausgebildete Koreaner und Taiwaner gewesen seien83. 

Aber bereits im Juli 1945 hatten die Staatsoberhäupter der USA, Großbritanniens und 
Chinas in Potsdam vereinbart, daß nach Japans Niederlage die für die Mißhandlung alliierter 
Kriegsgefangener Verantwortlichen vor Kriegsverbrechergerichte gestellt werden sollten84. 
Ganz gleich, wer die Befehle erteilt hatte, die Verantwortung des einzelnen für seine Taten 
sollte verfolgt werden, und die Militärtribunale unterschieden hierbei nicht zwischen Korea­
nern, Taiwanern und 'sonstigen' Japanern85. Die Kläger führten an, sie hätten lediglich 
Befehle von Vorg1esetzten ausgeführt und man habe sie dafür vor den Militärtribunalen zu 
'Sündenböcken' gemacht86. Den Richtern der alliierten Militärtribunale wurde vorgeworfen, 
sie hätten diesen Aspekt nicht berücksichtigt87. Zudem sei unbedingter Gehorsam eines der 
Leitprinzipien der kaiserlichen japanischen Armee gewesen. Die Richter hätten daher nicht 
berücksichtigt, daß dem einzelnen kein Wahlrecht zustand. 

Es ist jedoch die international ganz herrschende Meinung, daß nach Völkergewohnheits­
recht die Befolgung von Befehlen nicht als Verteidigung für V erbrechen angeführt werden 
kann, wenn es sich um einen offensichtlich rechtswidrigen Befehl handelte. Daher ist die 
Frage auch nicht, ob die Kläger keine andere Wahl hatten und ihnen dadurch eventuell ein 
Rechtfertigungsgnmd zustand. Dieser Aspekt kann allenfalls im Rahmen der Strafzumessung 
als strafmildernd berücksichtigt werden88. 

Wenn vielleicht die 'Sündenbocktheorie' auch nicht überzeugend scheint, so ist dennoch 
eine Ungleichbehandlung von japanischen Kriegsverbrechern durch die Alliierten nicht von 
der Hand zu weisc~n: den 148 koreanischen und 173 taiwanischen verurteilten Kriegsverbre­
chern89 stehen nur 28 Japaner gegenüber, die in der Kriegsverrecherklasse A angeklagt 
wurden. Nur sieben dieser Männer wurden zum Tode verurtei!t90. Andere wurden leitende 
Persönlichkeiten in Japans Nachkriegspolitik. Zudem litten die Verfahren an massiven 
Verfahrensfehlern. Koreanischen und taiwanischen Angeklagten wurden keine Dolmetscher 
und keine sachkundige Verteidigung gestellt91. Verfahren wurden als Schnellverfahren 
regelmäßig in weniger als einer halben Stunde abgeschlossen92. 

C. SCHLUSSBEMERKUNG 

Die bisherige strik1e Weigerung der japanischen Regierung, die rechtliche Verantwortung für 
die durch Einzelp,ersonen vor und während des Zweiten Weltkrieges erlittenen Schäden zu 
übernehmen, wurde bereits durch die Problematik im Zusammenhang mit der Trostfrauen­
frage deutlich. Die Opfer des Systems der Zwangsprostitution durch Japans Militär können 
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lediglich Zahlungen aus einer privaten Stiftung erhalten, begleitet von einem Schreiben des 
japanischen Ministerpräsidenten, das die moralische Verantwortung Japans ausdrückt. 

So wurde auch in den beiden vorgestellten Entscheidungen einmal mehr deutlich, daß es 
sich weniger um durch Japans Rechtsprechung zu klärende Fälle handelt, sondern um politi­
sche Fragen und Probleme im Zusammenhang mit der Geschichtsauffassung der Japaner. 

Auch die Argumentation des Distriktgerichtes Tokyo, das im Einklang mit der bisherigen 
Rechtsprechung Entschädigungsansprüche der koreanischen Veteranen abblehnte, bestätigt 
dies. Uberraschend ist, daß das Gericht bei der Abweisung der Klage von bisherigen 
Entscheidungen abweicht. 

Hervorzuheben ist, daß das Distriktgericht Toyama in der ersten Entscheidung eines von 
Kriegsgeschädigten gegen japanische Unternehmen eingereichten Verfahrens das Bestehen 
von Ansprüchen an sich anerkannte. Die Feststellung durch das Gericht, daß Löhne nicht 
gezahlt worden waren, beraubt die Beklagten eines ihrer Hauptverteidigungsargumente93. Die 
Feststellung, daß Ansprüche einzelner nicht durch das Abkommen von 1965 erloschen, hat 
zwar keine besondere Bedeutung für den vorliegenden Fall, kann sich aber in noch anhängi­
gen Verfahren, die auf anderen Forderungen mit längeren Verjährungsfristen beruhen, ent­
scheidend auswirken94. 

Anmerkungen 
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